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BGB §126 Schriftform
(1) Ist durch Gesetz schriftliche Form vorgeschrieben, so muss die Urkunde von dem
Aussteller eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels notariell beglaubigten
Handzeichens unterzeichnet werden.
(2) Bei einem Vertrag muss die Unterzeichnung der Parteien auf derselben Urkunde erfolgen.
Werden über den Vertrag mehrere gleichlautende Urkunden aufgenommen, so genügt es,
wenn jede Partei die für die andere Partei bestimmte Urkunde unterzeichnet.
(3) Die schriftliche Form kann durch die elektronische Form ersetzt werden, wenn sich nicht
aus dem Gesetz ein anderes ergibt.
(4) Die schriftliche Form wird durch die notarielle Beurkundung ersetzt.

ZPO § 130a Elektronisches Dokument; Verordnungsermächtigung

(1) Vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen, schriftlich einzureichende Anträge und
Erklärungen der Parteien sowie schriftlich einzureichende Auskünfte, Aussagen, Gutachten,
Übersetzungen und Erklärungen Dritter können nach Maßgabe der folgenden Absätze als
elektronische Dokumente bei Gericht eingereicht werden.
(2) Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein.
Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
technische Rahmenbedingungen für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch
das Gericht.
(3) Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der
verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf
einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. Satz 1 gilt nicht für Anlagen, die
vorbereitenden Schriftsätzen beigefügt sind.
(4) Sichere Übermittlungswege sind
1.
der Postfach- und Versanddienst eines De-Mail-Kontos, wenn der Absender bei Versand der
Nachricht sicher im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 des De-Mail-Gesetzes angemeldet ist und
er sich die sichere Anmeldung gemäß § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes bestätigen lässt,
2.
der Übermittlungsweg zwischen den besonderen elektronischen Anwaltspostfächern nach den
§§ 31a und 31b der Bundesrechtsanwaltsordnung oder einem entsprechenden, auf
gesetzlicher Grundlage errichteten elektronischen Postfach und der elektronischen Poststelle
des Gerichts,
3.
der Übermittlungsweg zwischen einem nach Durchführung eines Identifizierungsverfahrens
eingerichteten Postfach einer Behörde oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts
und der elektronischen Poststelle des Gerichts,
4.
der Übermittlungsweg zwischen einem nach Durchführung eines Identifizierungsverfahrens
eingerichteten elektronischen Postfach einer natürlichen oder juristischen Person oder einer
sonstigen Vereinigung und der elektronischen Poststelle des Gerichts,
5.
der Übermittlungsweg zwischen einem nach Durchführung eines Identifizierungsverfahrens
genutzten Postfach- und Versanddienst eines Nutzerkontos im Sinne des § 2 Absatz 5 des
Onlinezugangsgesetzes und der elektronischen Poststelle des Gerichts,
6.
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sonstige bundeseinheitliche Übermittlungswege, die durch Rechtsverordnung der
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates festgelegt werden, bei denen die
Authentizität und Integrität der Daten sowie die Barrierefreiheit gewährleistet sind.
Das Nähere zu den Übermittlungswegen gemäß Satz 1 Nummer 3 bis 5 regelt die
Rechtsverordnung nach Absatz 2 Satz 2.
(5) Ein elektronisches Dokument ist eingegangen, sobald es auf der für den Empfang
bestimmten Einrichtung des Gerichts gespeichert ist. Dem Absender ist eine automatisierte
Bestätigung über den Zeitpunkt des Eingangs zu erteilen.
(6) Ist ein elektronisches Dokument für das Gericht zur Bearbeitung nicht geeignet, ist dies dem
Absender unter Hinweis auf die Unwirksamkeit des Eingangs unverzüglich mitzuteilen. Das
Dokument gilt als zum Zeitpunkt der früheren Einreichung eingegangen, sofern der Absender es
unverzüglich in einer für das Gericht zur Bearbeitung geeigneten Form nachreicht und glaubhaft
macht, dass es mit dem zuerst eingereichten Dokument inhaltlich übereinstimmt.

VvfG § 3a

§ 3a Elektronische Kommunikation

(1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit der Empfänger hierfür
einen Zugang eröffnet.
(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch
Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt werden.
Der elektronischen Form genügt ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur versehen ist. Die Signierung mit einem Pseudonym, das die
Identifizierung der Person des Signaturschlüsselinhabers nicht unmittelbar durch die Behörde
ermöglicht, ist nicht zulässig.
(3) Die Schriftform kann auch ersetzt werden
1.
durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen Formular, das von der
Behörde in einem Eingabegerät oder über öffentlich zugängliche Netze zur Verfügung gestellt
wird; bei einer Eingabe über öffentlich zugängliche Netze muss ein elektronischer
Identitätsnachweis nach § 18 des Personalausweisgesetzes, nach § 12 des
eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes erfolgen;
2.
durch Übermittlung einer von dem Erklärenden elektronisch signierten Erklärung an die
Behörde
a)
aus einem besonderen elektronischen Anwaltspostfach nach den §§ 31a und 31b der
Bundesrechtsanwaltsordnung oder aus einem entsprechenden, auf gesetzlicher Grundlage
errichteten elektronischen Postfach;
b)
aus einem elektronischen Postfach einer Behörde oder einer juristischen Person des
öffentlichen Rechts, das nach Durchführung eines Identifizierungsverfahrens nach den
Regelungen der auf Grund des § 130a Absatz 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung erlassenen
Rechtsverordnung eingerichtet wurde;
c)
aus einem elektronischen Postfach einer natürlichen oder juristischen Person oder einer
sonstigen Vereinigung, das nach Durchführung eines Identifizierungsverfahrens nach den
Regelungen der auf Grund des § 130a Absatz 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung erlassenen
Rechtsverordnung eingerichtet wurde;
d)
mit der Versandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes;
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3.
bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen Dokumenten der Behörde,
a)
indem diese mit dem qualifizierten elektronischen Siegel der Behörde versehen werden;
b)
durch Versendung einer De-Mail-Nachricht nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes, bei der
die Bestätigung des akkreditierten Diensteanbieters die erlassende Behörde als Nutzer des
De-Mail-Kontos erkennen lässt.
(4) Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur Bearbeitung nicht
geeignet, teilt sie dies dem Absender unter Angabe der für sie geltenden technischen
Rahmenbedingungen unverzüglich mit. Macht ein Empfänger geltend, er könne das von der
Behörde übermittelte elektronische Dokument nicht bearbeiten, hat sie es ihm erneut in einem
geeigneten elektronischen Format oder als Schriftstück zu übermitteln.
(5) Ermöglicht die Behörde die unmittelbare Abgabe einer Erklärung in einem elektronischen

Formular, das von der Behörde in einem Eingabegerät oder über öffentlich zugängliche Netze

zur Verfügung gestellt wird, so hat sie dem Erklärenden vor Abgabe der Erklärung Gelegenheit

zu geben, die gesamte Erklärung auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu prüfen. Nach der

Abgabe ist dem Erklärenden eine Kopie der Erklärung zur Verfügung zu stellen.

ERVV
§ 10 Besonderes elektronisches Bürger- und Organisationenpostfach

(1) Natürliche Personen, juristische Personen sowie sonstige Vereinigungen können zur
Übermittlung elektronischer Dokumente auf einem sicheren Übermittlungsweg ein besonderes
elektronisches Bürger- und Organisationenpostfach verwenden,
1.
das auf dem Protokollstandard OSCI oder einem diesen ersetzenden, dem jeweiligen Stand der
Technik entsprechenden Protokollstandard beruht,
2.
bei dem die Identität des Postfachinhabers festgestellt worden ist,
3.
bei dem der Postfachinhaber in ein sicheres elektronisches Verzeichnis eingetragen ist,
4.
bei dem sich der Postfachinhaber beim Versand eines elektronischen Dokuments authentisiert
und
5.
bei dem feststellbar ist, dass das elektronische Dokument vom Postfachinhaber versandt wurde.
(2) Das besondere elektronische Bürger- und Organisationenpostfach muss
1.
über eine Suchfunktion verfügen, die es ermöglicht, Inhaber eines besonderen elektronischen
Anwaltspostfachs, eines besonderen elektronischen Notarpostfachs oder eines besonderen
elektronischen Behördenpostfachs aufzufinden,
2.
für Inhaber besonderer elektronischer Anwaltspostfächer, besonderer elektronischer
Notarpostfächer oder besonderer elektronischer Behördenpostfächer adressierbar sein und
3.
barrierefrei sein im Sinne der Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung.
(3) Wird für eine rechtlich unselbständige Untergliederung einer juristischen Person oder

sonstigen Vereinigung ein besonderes elektronisches Bürger- und Organisationenpostfach



Gesetzessammlung zur elektronischen Signatur

© Alle Rechte vorbehalten prosozial GmbH 2024 - Stand: 2024-02-21 Seite 4 von 5

eingerichtet, so muss der Postfachinhaber so bezeichnet sein, dass eine Verwechslung mit der

übergeordneten Organisationseinheit ausgeschlossen ist.

§ 11 Identifizierung und Authentisierung des Postfachinhabers
(1) Die Länder oder mehrere Länder gemeinsam bestimmen jeweils für ihren Bereich eine
öffentlich-rechtliche Stelle, die die Freischaltung eines besonderen elektronischen Bürger- und
Organisationenpostfachs veranlasst.
(2) Der Postfachinhaber hat im Rahmen der Identitätsfeststellung seinen Namen und seine
Anschrift nachzuweisen. Der Nachweis kann nur durch eines der folgenden Identifizierungsmittel
erfolgen:
1.
den elektronischen Identitätsnachweis nach § 18 des Personalausweisgesetzes, nach § 12 des
eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes,
2.
ein qualifiziertes elektronisches Siegel nach Artikel 38 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und
Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der
Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 73; L 23 vom 29.1.2015, S. 19; L 155 vom
14.6.2016, S. 44),
3.
bei öffentlich bestellten oder beeidigten Personen, die Dolmetscher- oder Übersetzungsleistungen
erbringen, eine Bestätigung der nach dem Gerichtsdolmetschergesetz oder dem jeweiligen
Landesrecht für die öffentliche Bestellung und Beeidigung dieser Personen zuständigen Stelle,
auch hinsichtlich der Angaben zu Berufsbezeichnung sowie zur Sprache, für die die Bestellung
erfolgt,
4.
bei Gerichtsvollziehern eine Bestätigung der für ihre Ernennung zuständigen Stelle, auch
hinsichtlich der Dienstbezeichnung, oder
5.
eine in öffentlich beglaubigter Form abgegebene Erklärung über den Namen und die Anschrift des
Postfachinhabers sowie die eindeutige Bezeichnung des Postfachs.
Eine nach Satz 2 Nummer 5 angegebene geschäftliche Anschrift ist durch eine Bescheinigung
nach § 21 Absatz 1 der Bundesnotarordnung, einen amtlichen Registerausdruck oder eine
beglaubigte Registerabschrift nachzuweisen. Geht eine angegebene geschäftliche Anschrift nicht
aus einem öffentlichen Register hervor, so stellt die Stelle nach Absatz 1 diese durch geeignete
Maßnahmen fest. Die Übermittlung von Daten nach Satz 2 Nummer 3 bis 5 an die in Absatz 1
genannte öffentlich-rechtliche Stelle erfolgt in strukturierter maschinenlesbarer Form. Im Fall des
Satzes 2 Nummer 5 ist der öffentlich-rechtlichen Stelle zusätzlich eine öffentlich beglaubigte
elektronische Abschrift der Erklärung zu übermitteln.
(3) Der Postfachinhaber hat sich beim Versand eines elektronischen Dokuments zu authentisieren
durch
1.
den elektronischen Identitätsnachweis nach § 18 des Personalausweisgesetzes, nach § 12 des
eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes,
2.
ein Authentisierungszertifikat, das auf einer qualifizierten elektronischen Signaturerstellungseinheit
nach dem Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 gespeichert ist, oder
3.
ein nichtqualifiziertes Authentisierungszertifikat, das über Dienste validierbar ist, die über das

Internet erreichbar sind.
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§ 36a SGB 1 Elektronische Kommunikation
(1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit der Empfänger hierfür einen
Zugang eröffnet.
(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch Rechtsvorschrift
etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt werden. 2Der elektronischen
Form genügt ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
versehen ist. 3Die Signierung mit einem Pseudonym, das die Identifizierung der Person des
Signaturschlüsselinhabers nicht unmittelbar durch die Behörde ermöglicht, ist nicht zulässig.
(2a) Die Schriftform kann auch ersetzt werden

1.
durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen Formular, das von der Behörde
in einem Eingabegerät oder über öffentlich zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird, wenn
a) bei einer Eingabe über öffentlich zugängliche Netze ein elektronischer Identitätsnachweis nach
§ 18 des Personalausweisgesetzes, nach § 12 des eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5
des Aufenthaltsgesetzes erfolgt;
b) bei der Kommunikation zwischen dem Versicherten und seiner Krankenkasse die Identität mit
der elektronischen Gesundheitskarte nach § 291a des Fünften Buches oder mit der digitalen
Identität nach § 291 Absatz 8 des Fünften Buches elektronisch nachgewiesen wird;
c) die Voraussetzungen nach § 9a Absatz 5 des Onlinezugangsgesetzes vorliegen;
2.
durch Übermittlung einer von dem Erklärenden elektronisch signierten Erklärung an die Behörde
a) aus einem besonderen elektronischen Anwaltspostfach nach den §§ 31a und 31b der
Bundesrechtsanwaltsordnung oder aus einem entsprechenden, auf gesetzlicher Grundlage
errichteten elektronischen Postfach;
b) aus einem elektronischen Postfach einer Behörde oder einer juristischen Person des
öffentlichen Rechts, das nach Durchführung eines Identifizierungsverfahrens nach den
Regelungen der auf Grund des § 130a Absatz 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung erlassenen
Rechtsverordnung eingerichtet wurde;
c) aus einem elektronischen Postfach einer natürlichen oder juristischen Person oder einer
sonstigen Vereinigung, das nach Durchführung eines Identifizierungsverfahrens nach den
Regelungen der auf Grund des § 130a Absatz 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung erlassenen
Rechtsverordnung eingerichtet wurde;
d) mit der Versandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes;
3.
bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen Dokumenten der Behörde
a) indem diese mit dem qualifizierten elektronischen Siegel der Behörde versehen werden;
b) durch Versendung einer De-Mail-Nachricht nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes, bei der
die Bestätigung des akkreditierten Diensteanbieters die erlassende Behörde als Nutzer des
De-Mail-Kontos erkennen lässt.

(2b) 1Ermöglicht die Behörde die unmittelbare Abgabe einer Erklärung in einem elektronischen
Formular, das von der Behörde in einem Eingabegerät oder über öffentlich zugängliche Netze zur
Verfügung gestellt wird, so hat sie dem Erklärenden vor Abgabe der Erklärung Gelegenheit zu
geben, die gesamte Erklärung auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu prüfen. 2Nach der Abgabe ist
dem Erklärenden eine Kopie der Erklärung zur Verfügung zu stellen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten
nicht für Absatz 2a Nummer 1 Buchstabe c.
(2c) 1Ist durch Rechtsvorschrift die Verwendung eines bestimmten Formulars vorgeschrieben, das
ein Unterschriftsfeld vorsieht, wird allein dadurch nicht die Anordnung der Schriftform bewirkt. 2Bei
einer für die elektronische Versendung an die Behörde bestimmten Fassung des Formulars
entfällt das Unterschriftsfeld.
(3) 1Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur Bearbeitung nicht
geeignet, teilt sie dies dem Absender unter Angabe der für sie geltenden technischen
Rahmenbedingungen unverzüglich mit. 2Macht ein Empfänger geltend, er könne das von der
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Behörde übermittelte elektronische Dokument nicht bearbeiten, übermittelt sie es ihm erneut in
einem geeigneten elektronischen Format oder als Schriftstück.
(4) 1Die Träger der Sozialversicherung einschließlich der Bundesagentur für Arbeit, ihre Verbände
und Arbeitsgemeinschaften verwenden unter Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit im jeweiligen Sozialleistungsbereich Vertrauensdienste, die eine gemeinsame und
bundeseinheitliche Kommunikation und Übermittlung der Daten und die Überprüfbarkeit der
qualifizierten elektronischen Signatur auf Dauer sicherstellen. 2Diese Träger sollen über ihren
jeweiligen Bereich hinaus Vertrauensdienste im Sinne des Satzes 1 verwenden. 3Die Sätze 1 und
2 gelten entsprechend für die Leistungserbringer nach dem Fünften und dem Elften Buch und die
von ihnen gebildeten Organisationen.

Kommentare zum elektronischen Rechtsverkehr:

Kommentare zum § 11 ERVV
Identifizierung und Authentisierung des Postfachinhabers
Wodurch wird eine Identifizierung und Authentisierung sichergestellt?

Kommentar juris  jurisPK-ERV Band 2, Herausgeber Ory/Weth, Autor: Biallaß zu § 11 ERVV  

Überarbeitung (Stand: 07.09.2022)(juris; Müller, Band 2)

RN 30 Es können aber auch sog. Authentisierungszertifikate genutzt werden. Hiermit sind digitale

Zertifikate gemeint, die aus einem Schlüsselpaar bestehen, das in einer Datei gemäß dem

Sicherheitsstandard PKCS#12/PFX gespeichert ist und die durch eine individuelle PIN, die nur dem Besitzer

des Zertifikates bekannt ist, kryptographisch geschützt ist. (Dieses Verfahren wird für die meisten

Softwaren genutzt auch butler nutzt dieses Verfahren)

Dieses Verfahren wird bei butler im Multimessengerbetrieb eingesetzt und daraus erzeugt sich der VHN

RN 31 Zum einen kommen Authentisierungszertifikate in Betracht, die auf einer qualifizierten

elektronischen Signaturerstellungseinheit nach dem Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 910/2014

gespeichert sind, § 11 Abs. 3 Nr. 2 ERVV.

RN 32 Parallel zum beBPo (siehe die Kommentierung zu § 8 ERVV Rn. 5) und zum besonderen

Anwaltspostfach (beA) kommen aber auch sog. Softwarezertifikate in Betracht. Hierbei handelt es sich gem.

§ 11 Abs. 3 Nr. 3 ERVV um nichtqualifizierte Authentisierungszertifikate, die über im Internet erreichbare

Dienste validierbar sind. Diese Dienste ermöglichen es, die Gültigkeit des Zertifikates bei jeder Anmeldung zu

validieren. Bei einer Kompromittierung des kryptografischen Schlüssels kann der Nutzer das Zertifikat über

einen sog. Sperrdienst sperren lassen.22

RN 33 Die für Elster-Verfahren geeigneten Zertifikate können auch zur Anmeldung am eBO genutzt

werden.23 Softwarezertifikate werden darüber hinaus von einigen Anbietern, in der Gesetzesbegründung

wird als Beispiel der D-Trust genannt, angeboten.24d Organisationenpostfach (eBO) verwenden dürfen.

Ausnahmen können gelten, wenn zwischen privatem und geschäftlichem Handeln der jeweiligen Person zu

unterscheiden ist.
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Kommentar zu 130a ZPO Abs 5
Wie kann ich nachweisen, dass mein elektronisches Dokument fristgerecht zugegangen ist?

Kommentar juris  jurisPK-ERV Band 2, Herausgeber Ory/Weth, Autor: Biallaß zu § 11 ERVV  

Überarbeitung (Stand: 07.09.2022)(juris; Müller, Band 2)

Gesetzestext: 
(5) Ein elektronisches Dokument ist eingegangen, sobald es auf der für den Empfang bestimmten

Einrichtung des Gerichts gespeichert ist. Dem Absender ist eine automatisierte Bestätigung über den

Zeitpunkt des Eingangs zu erteilen.

Kommentar
RN 326: Entscheidend ist bei der Abgabe einer Willenserklärung der Zugang beim Empfänger, auch bei

dessen Abwesenheit. Wenn als das elektronische Dokument in den „Machtbereich“ des Gerichts gelangt ist.

Der Intermediär ist dem Machtbereich des Gerichtes zuzuordnen. Dass die Nachricht tatsächlich abgerufen

und zur Kenntnis genommen wird, ist dagegen für den Zugang nicht erforderlich (BGH v. 06.10.2022 - VII ZR

895/21; https://ervjustiz.de/bgh-zum-zeitpunkt-des-zugangs-elektronischer-nachrichten).

Weiter heißt es in:

RN 329: Die Empfangseinrichtung des Gerichts ist für alle auf EGVP basierenden Übermittlungswege

(EGVP, beA, beN, beSt und eBO und beBPo) der EGVP-Intermediär. Hierbei handelt es sich um einen nicht

im jeweiligen Gericht befindlichen Server der EGVP-Infrastruktur, der sowohl Ablagepunkt für die Nachricht

des Absenders als auch Abholpunkt für den Empfänger ist. Das für die Fristwahrung maßgebliche Datum

lässt sich sowohl dem Transfervermerk, dem Prüfvermerk, als auch dem Prüfprotokoll „inspectionsheet.html“

entnehmen („Eingang auf dem Server“).

und in (es zählt nicht der Eingangstempel)

RN 333 Es kommt insbesondere nicht auf den gerichtlichen Eingangsstempel an. Dieser sollte, sofern er

nach den Geschäftsordnungen der Justiz bei elektronischen Eingängen noch gesondert aufzubringen ist,

zwar das Datum des Eingangs auf dem Intermediär bzw. dem Gateway wiedergeben. Aufgrund der

Andersartigkeit der Prüfung im Verhältnis zu Papiereingängen kommt es praktisch allerdings noch häufig zu

Anwendungsfehlern in den gerichtlichen Poststellen. Im Zweifel ist deshalb auch dem Verfahrensgegner der

Transfervermerk zu übermitteln. Hierzu hat der Verfahrensgegner zur Gewährung rechtlichen Gehörs auch

ein eigenes Recht; er kann nicht darauf verwiesen werden, dass das Gericht die Fristwahrung gewissenhaft

geprüft hat, ohne dass ihm die Möglichkeit gegeben wird, die Fristprüfung auch selbst vorzunehmen

Kommentar. Biallaß juris PK-ERVV Band 2 (2.Aufl 2022)

§ 10 ERVV

Wie wird die Nutzung eines Vereinspostfachs geregelt?
e. Versand durch den Postfachinhaber

RN 30 Bei juristischen Personen des Privatrechts oder partei- oder beteiligungsfähigen Vereinigungen

ist von den jeweiligen Verantwortlichen innerhalb der Organisation sicherzustellen, dass ausschließlich

berechtigte Personen Zugriff auf das eBO haben. Der Name der handelnden Person ergibt sich für den
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Empfänger aus der einfachen Signatur der übermittelten Dokumente. Eine technische Nachweisbarkeit ist

nicht notwendig. Eine entsprechende Umsetzung kommt aber in Betracht.

Bezug:  Drucksache 19/28399 Gesetz zum elektr Rechtsverkehr
Seite 41

... zu Nummer 5 (Kapitel 4 ERVV- E)

Im Interesse der Rechtssicherheit sollen Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen sowie sonstige

Vereinigungen zum Zwecke der Kommunikation mit Gerichten und Strafverfolgungsbehörden grundsätzlich

nur ein besonderes elektronisches Bürger- und Organisationenpostfach (eBO) verwenden dürfen.  Bei

juristischen Personen des Privatrechts oder partei- oder beteiligungsfähigen Vereinigungen ist der Zugang

zum Postfach ausschließlich für berechtigte Personen von den jeweiligen Verantwortlichen innerhalb der

Organisation sicherzustellen. Der Name der handelnden Person ergibt sich für den Empfänger aus der

einfachen Signatur der übermittelten Dokumente, ohne dass dies technisch nachweisbar sein muss
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